
 

Allgemeine Einkaufsbedingungen der JEN mbH ‐ Stand April 2021 
 

1. Allgemeines 

1.1. Die  nachfolgenden Einkaufsbedingungen  gelten  für 
alle  Einkaufsvorgänge,  auch  für  Folgebestellungen, 
der  JEN  mbH  (nachfolgend  Auftraggeber  oder  AG 
genannt).  Die  Einkaufsbedingungen  gelten  aus‐
schließlich  gegenüber  Unternehmen  sowie  juris‐
tischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts  und 
öffentlich‐rechtlichen  Sondervermögen  (nachfol‐
gend Auftragnehmer oder AN genannt). 

1.2. Geschäftsbedingungen  von  Lieferanten,  Auftragneh‐
mern  oder  Dritten  finden  keine  Anwendung,  auch 
wenn die JEN mbH ihrer  Geltung  im  Einzelfall  nicht 
gesondert  widerspricht.  Selbst wenn  die  JEN  mbH 
auf  ein  Schreiben  Bezug  nimmt,  das  Geschäftsbe‐
dingungen  des  Lieferanten,  Auftragnehmers  oder 
eines Dritten enthält oder auf  solche verweist,  liegt 
darin  kein  Einverständnis  mit  der  Geltung  jener 
Geschäftsbedingungen. 

1.3. Der  AG  ist  als  Zuwendungsempfänger  des  Bundes 
verpflichtet,  die  Bestimmungen  des  Vergaberechts 
anzuwenden und einzuhalten. 

2. Bestellungen/Verträge 

2.1. Nur  in  Textform  oder  schriftlich  erteilte  Bestellun‐
gen/Verträge  sind  rechtsverbindlich.  Mündlich  oder 
telefonisch  erteilte  Bestellungen  bedürfen  zu  ihrer 
Rechtsgültigkeit  der  nachträglichen  Bestätigung  in 
Text‐ oder Schriftform. Das Gleiche gilt  für mündliche 
Nebenabreden,  Änderungen  und  Erweiterungen  des 
Vertrages. 

2.2. Bestellungen/Verträge  dürfen  nicht  ohne  schriftliche 
Zustimmung des AG an Dritte weitergegeben werden. 
Widrigenfalls ist der AG berechtigt, ganz oder teilweise 
von  der  Bestellung/dem Vertrag  zurückzutreten  bzw. 
Schadenersatz  wegen  Nichterfüllung  zu  verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn der AN als Händler auftritt. 

2.3. Der  Schriftwechsel  ist  mit  der  Abteilung  Einkauf  zu 
führen.  Absprachen  mit  anderen  Abteilungen 
bedürfen,  sofern  dabei  Vereinbarungen  getroffen 
werden  sollen,  die  in  der  Bestellung/in  dem  Vertrag 
festgelegte  Punkte  verändern,  der  ausdrücklichen 
schriftlichen  Bestätigung  durch  die  Abteilung  Einkauf 
in Form eines Nachtrags zur Bestellung/zum Vertrag. 

3. Preise, Zahlungsbedingungen, Rechnungslegung 

3.1. Die in der Bestellung/dem Vertrag angegebenen Preise 
gelten als fest vereinbart und decken den beauftragten 
Liefer‐/Leistungsumfang vollinhaltlich ab. 

3.2. Nebenleistungen  sowie  Planungs‐  und  Konstruk‐
tionsaufwand  sind  mit  dem  Bestell‐/  Vertragspreis 
abgegolten,  wenn  dies  nicht  ausdrücklich  schriftlich 
anders vereinbart wurde. 

3.3. Rechnungen  sind  in  einfacher  Ausfertigung  unter 
Angabe  der  Bestellnummer  des  AG  und  der 
geforderten  Angaben  lt.  §  14  USTG  einzureichen. 
Rechnungen  mit  fehlenden  gesetzlichen  Angaben 
werden  nicht  anerkannt  und dem AN  zurückgesandt. 
Sie  gelten  als  nicht  fällig.  Rechnungen  sind  in 
postalischer  Form  ausschließlich  an  JEN  Jülicher 
Entsorgungsgesellschaft  für  Nuklearanlagen  mbH, 
Wilhelm‐Johnen‐Straße,  52428  Jülich  zu  versenden. 
Rechnungen  können  weiterhin  auf  elektronischem 
Weg  (als  pdf)  an  die  Mailadresse  invoice@jen‐
juelich.de  verschickt  werden.  Zur  Gewährleistung 
der  ordnungsgemäßen  elektronischen  Belegverar‐
beitung  ist  die  Rechnung  jeweils  getrennt  von  den 
ebenfalls  einzeln  beizufügenden  Anlagen  im  pdf‐
Format  (Lieferschein, Stundennachweise etc.) in einer 
Mail zu  versenden. Auch E‐Rechnungen (xml‐Format) 
können  nach  vorheriger  Vereinbarung  mit  der  JEN 
empfangen und verarbeitet werden. 

3.4. Die Zahlung erfolgt auf dem handelsüblichen Weg. Die 
Zahlungsfrist  beginnt  nach  Lieferung/Leistung  und 
ordnungsgemäßem  Rechnungseingang.  Die  Zahlung 
erfolgt,  falls  nicht  anders  vereinbart  oder nicht die 
VOB/B mitvereinbart,  innerhalb  von  30  Tagen  netto. 
Soweit  der AN Dokumentationen  zur  Verfügung  zu 

stellen hat, setzt die Vollständigkeit der Lieferung und 
Leistung  den  Eingang  dieser  Unterlagen  voraus,  bei 
Mängeln behält sich der AG einen Preiseinbehalt vor. 

3.5. Zahlungen bedeuten keine Anerkennung der Lieferung 
oder  Leistung  als  vertragsgemäß. Werden  durch  den 
AG  Rechnungsbeträge  gekürzt,  gilt  der  Einbehalt  als 
anerkannt,  wenn  nicht  innerhalb  von  4  Wochen 
schriftlich dagegen Widerspruch erhoben wird. 

3.6. Vereinbarte  An‐  und  Teilzahlungen  werden  nur 
aufgrund entsprechender Rechnungen geleistet. 

3.7. Aufrechnungs‐  und  Zurückbehaltungsrechte  stehen 
dem AG im gesetzlichen Umfang zu. 

3.8. Der AN darf Forderungen gegen den AG nur mit dessen 
vorheriger  Zustimmung  abtreten.  Der  AG  wird  die 
Zustimmung nicht unbillig verweigern. 

4. Liefer‐  u.  Leistungstermine,  Lieferverzug,  höhere 
Gewalt 

4.1. Die  vereinbarten  Termine  sind  verbindlich.  Maßge‐
bend für die Einhaltung des Liefer‐/ Leistungstermins 
oder  der  Liefer‐/Leistungsfrist  ist  der  Eingang  der 
Ware  bzw.  die  Leistungserbringung  bei  der  vom  AG 
genannten  Empfangs‐bzw.  Verwendungsstelle  oder 
die Rechtzeitigkeit der erfolgreichen Abnahme. 

4.2. Der AG  ist unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, 
sobald für den AN erkennbar  ist, dass die vereinbarte 
Lieferung bzw. Leistung nur verzögert erbracht werden 
kann.  Wird  dies  erkennbar,  hat  der  AN  alle 
erforderlichen  Maßnahmen  zu  veranlassen,  um  die 
Einhaltung von Einzelfristen, Zwischen‐ und Endtermin 
sicherzustellen.  Hierzu  gehören  auch  Maßnahmen 
gegen  Witterungseinflüsse  einschließlich  Frost  und 
Schnee. 

4.3. Im Falle des Liefer‐ bzw. Leistungsverzuges ist der AG 
berechtigt,  Schadenersatz  nach  den  gesetzlichen 
Bestimmungen geltend zu machen. Der AN hat dabei 
jedoch  das  Recht,  dem  AG  den  Nachweis  eines 
geringeren  Schadens  zu  erbringen.  Weitergehende 
gesetzliche  oder  vertragliche  Ansprüche  bleiben 
vorbehalten. 

4.4. Höhere  Gewalt  und  Arbeitskämpfe  befreien  die 
Vertragspartner  für  die  Dauer  der  Störung  und  im 
Umfang ihrer Wirkung von den Leistungspflichten. Die 
Vertragspartner  sind  verpflichtet,  im  Rahmen  des 
Zumutbaren  unverzüglich  die  erforderlichen 
Informationen zu geben und ihre Verpflichtungen den 
veränderten  Verhältnissen  nach  Treu  und  Glauben 
anzupassen. 

5. Lieferung und Versand 

5.1. Jeder  Lieferung  sind  Versandpapiere  mit  Angabe  der 
Bestellnummer und des  Inhaltes beizufügen. Geforderte 
Zertifikate  sind  zeitgleich  zu  übergeben.  Bei  fehlenden 
Angaben  in  den  Lieferpapieren  bzw.  fehlenden 
Zertifikaten lagert die Ware bis zur Übergabe der Papiere 
bzw. der vollständigen Angaben auf Kosten und Gefahren 
des AN. Bei fehlender Bestellnummer wird die Abnahme 
der  Ware  verweigert  und  zu  Lasten  des  AN 
zurückgesandt. 

5.2. Die  Gefahr  des  zufälligen  Untergangs  oder  von  Ver‐
schlechterungen  geht  bei  Lieferungen  mit  dem  Ein‐ 
gang  bei  der  vom AG  angegebenen  Versandanschrift 
auf den AG über. Bei Lieferungen mit Aufstellung oder 
Montage oder bei Leistungen geht die Gefahr mit der 
Abnahme auf den AG über. 

5.3. Erfüllungsort  für  Lieferungen  ist  die  angegebene Ver‐
sandanschrift.  Für  Lieferungen  mit  Aufstellung  und 
Montage sowie bei der Erbringung von Leistungen ist 
der Erfüllungsort die Verwendungsstelle. 

6. Gewährleistungen/Qualitätssicherung 

6.1. Der  AN  gewährleistet  die  Erbringung  bzw.  Ausführung 
seiner  Lieferungen  und  Leistungen  gemäß  der  verein‐
barten Spezifikation fachgerecht und unter Verwendung 
bestgeeigneter Materialien,  falls nicht anders vereinbart, 
entsprechend  dem  Stand  der  Technik  bei  Bestel‐
lung/Vertragsabschluss. Er sichert zu, dass die 



 

 

 

Lieferung und Leistung frei von Sach‐ und Rechtsmängeln 
im Sinne der §§ 434, 435, 633 BGB ist. Der AN steht dafür 
ein, dass die Lieferung und Leistung den gesetzlichen und 
behördlichen  Sicherheitsbestimmungen  und  Umwelt‐
schutzvorschriften  sowie  den  Vorschriften  der  zustän‐
digen  Berufsgenossenschaft  entsprechen.  Hat  der  AN 
Bedenken gegen die gewünschte Art der Ausführung,  so 
hat er dies dem AG unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

6.2. Der  AG  wird  dem  AN  offene  Mängel  der 
Lieferung/Leistung  unverzüglich  schriftlich  anzeigen, 
sobald  sie  nach  den  Gegebenheiten  eines  ordnungs‐
gemäßen Geschäftsablaufs festgestellt werden. 

6.3. Bei  Mängeln  stehen  dem  AG  uneingeschränkt  die 
gesetzlichen Ansprüche zu. 

Sofern  in  der  Bestellung/dem  Vertrag  nichts  anderes 
vereinbart  ist,  verjähren  die  Gewährleistungsansprüche 
gemäß §§ 438 bzw. 634a BGB. 

6.4. Zur  Sicherstellung  der  Qualität  der  Lieferungen  und 
Leistungen des AN ist der AG auf seine Kosten berechtigt, 
während  der  Betriebszeit  des  AN  Kontrollen 
durchzuführen.  Das  Ergebnis  ist  vom 
Qualitätssicherungsprüfer  des  AG  zu  protokollieren  und 
dem  AN  zu  übergeben.  Werden  Mängel,  die  eine 
Beeinträchtigung der Qualität  bewirken,  festgestellt,  hat 
der  AN  diese  innerhalb  einer  vom  AG  gesetzten 
angemessenen Frist zu beheben bzw. abzustellen. Kommt 
der AN dieser Aufforderung zur Mängelbeseitigung nicht 
nach, stehen dem AG die Rechte gemäß 6.3. zu. 

7. Geheimhaltung/Schutzrechte 

7.1. Der AN ist verpflichtet, diesen Vertrag sowie alle nicht 
bereits öffentlich bekannten Vorgänge,  von denen er 
im Rahmen der Zusammenarbeit mit dem AG Kenntnis 
erhält oder die ihm aus früherer Zusammenarbeit mit 
dem  AG  bekannt  sind,  Dritten  gegenüber  vertraulich 
zu behandeln. 

7.2. Der  AN  wird  etwaige  Beauftragte  (z.B.  genehmigte 
Subunternehmer)  und  insbesondere  deren  beteiligte 
Mitarbeiter  dieser  Vertraulichkeitsverpflichtung 
unterwerfen.  Für  deren  etwaige  Vertraulichkeitsver‐
stöße haftet der AN. 

7.3. Alle im Zusammenhang mit der Leistungsvorbereitung 
und  ‐durchführung erhaltenen Unterlagen  sind durch 
den  AN  nach  Ende  der  Arbeiten  an  den  AG 
unaufgefordert  und  einschließlich  ggf.  gefertigter 
Kopien  zurückzugeben.  Auf  Grundlage  der 
überlassenen  Informationen  und  Unterlagen 
gemachte  eigene  Aufzeichnungen  bzw.  erarbeitete 
eigene  Unterlagen  des  AN  sind  nach  Ablauf  der 
Gewährleistungsfrist zu vernichten. Bei Rückgabe bzw. 
Vernichtung  wird  der  AN  die  Vollständigkeit  der 
Rückgabe erhaltener bzw. die Vernichtung gefertigter 
Informationen  dem  AG  schriftlich  bestätigen.  Die 
Verpflichtung,  vertrauliche  Informationen 
zurückzugeben  bzw.  zu  vernichten,  gilt  nicht  für  den 
Fall,  dass  der  AN  aufgrund  gesetzlicher  Vorschriften 
nachweislich  gezwungen  ist,  solche  Informationen  zu 
archivieren oder an Behörden herauszugeben. 

7.4. Die  Verpflichtung  des  AN,  die  Vertraulichkeit  zu 
wahren, bleibt  trotz Rückgabe bzw. Vernichtung oder 
Archivierung  der  vertraulichen  Informationen  und 
Unterlagen  auch  nachvertraglich  solange  bestehen, 
wie  die  betreffenden  Informationen  nicht 
Allgemeingut, also öffentlich bekannt sind. 

7.5. Der AN haftet dafür, dass mit der Lieferung oder Leistung 
keine  Rechte  Dritter  verletzt  werden. Wird  der  AG  von 
Dritten wegen Verletzung von Rechten Dritter in Anspruch 
genommen, so ist der AN verpflichtet, den AG auf erstes 
Anfordern von diesen Ansprüchen freizustellen. Der AG ist 
nicht  berechtigt,  mit  dem  Dritten  irgendwelche 
Vereinbarung  (insbesondere  Vergleiche)  ohne 
Zustimmung  des  AN  zu  treffen.  Die 
Freistellungsverpflichtung  bezieht  sich  auch  auf  alle 
Aufwendungen, die dem AG aus oder im Zusammenhang 
mit der Inanspruchnahme durch einen Dritten notwendig 
erwachsen. 

7.6. Verfügt  der  AN  über  gewerbliche  Schutzrechte  an 
bestellten  Lieferungen  oder  Leistungen  oder  Teilen 
davon, ist er verpflichtet, diese dem AG unter Angabe 
der Schutzrechtsnummer mitzuteilen. 

7.7. Vom  AG  übergebene  Unternehmensunterlagen,  Kon‐
struktionszeichnungen u. ä. verbleiben  im Eigentum des 
AG  und  sind  stets  streng  vertraulich  zu  behandeln.  Sie 
dürfen Dritten ohne Zustimmung des AG nicht zugänglich 
gemacht werden.  Bei Verletzung  dieser Pflichten haftet 
der AN gegenüber dem AG  im vollen Umfang nach den 
gesetzlichen Vorschriften. 

8. Haftung/Sicherheiten 

8.1. Die Haftung des AN richtet sich ausschließlich nach den 
gesetzlichen Bestimmungen, soweit  in der Bestellung/in 
dem Vertrag nicht anders geregelt. Der AN verpflichtet 
sich,  den  AG  gegenüber  etwaigen  Ansprüchen  Dritter 
klaglos zu stellen. 

8.2. Die  Haftung  des  AG  sowie  seiner  Erfüllungs‐  und 
Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden 
ist  ausgeschlossen,  soweit  der  Schaden  nicht  durch 
Vorsatz  oder  grobe  Fahrlässigkeit  herbeigeführt wurde; 
dies gilt nicht bei 

a) Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit, 

b) der  schuldhaften  Verletzung  wesentlicher  Ver‐
tragspflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erfüllung  die 
ordnungsgemäße  Durchführung  des  Vertrages 
überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Vertragspartner  regelmäßig  vertrauen  darf  (sog. 
Kardinalpflichten). 

Im  Falle  einer  Verletzung  wesentlicher  Vertrags‐ 
pflichten,  welche  auf  anderen  Umständen  als  Vorsatz 
oder  grobe  Fahrlässigkeit  beruht,  beschränkt  sich  die 
Haftung  auf  den  Schaden,  den  der  AG  bei  Abschluss 
dieses  Vertrages  als  mögliche  Folge  der  Vertrags‐
verletzung  vorausgesehen  hat  oder  unter  Berücksich‐
tigung  der  Umstände,  die  er  kannte  oder  kennen 
musste,  hätte  voraussehen  müssen.  Gleiches  gilt  bei 
grob  fahrlässigem  Verhalten  einfacher  Erfüllungs‐
gehilfen  (nichtleitende  Angestellte)  außerhalb  des 
Bereiches der wesentlichen Vertragspflichten sowie  der 
Lebens‐, Körper‐ oder Gesundheitsschäden. 

8.3. Als  Erfüllungs‐  bzw. Gewährleistungsbürgschaft werden 
vom  AG  ausschließlich  unbefristete,  unwiderrufliche, 
selbstschuldnerische  Bürgschaften  als  Netto‐Bürg‐
schaften  unter  Verzicht  auf  die  Einrede  der 
Vorausklage  gemäß  §  771  BGB  eines  europäischen  als 
Zoll‐und  Steuerbürgen  zugelassenen  Kreditinstitutes 
akzeptiert. 

9. Eigentumsvorbehalt 

9.1. Sofern der AG dem Lieferanten Teile beistellt, behält er 
sich hieran das Eigentum vor. 

9.2. Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auch auf die durch 
Verarbeitung,  Vermischung  oder  Verbindung  der 
beigestellten  Teile  entstehenden  Erzeugnisse  zu  deren 
vollem Wert, wobei diese Vorgänge für den AG erfolgen, 
so  dass  dieser  als  Hersteller  gilt.  Bleibt  bei  einer 
Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung mit Waren 
Dritter  deren  Eigentumsrecht  bestehen,  so  erwirbt  der 
AG  Miteigentum  im  Verhältnis  der  objektiven  Werte 
dieser Waren. 

10. Antikorruptionsklausel 

10.1. Unbeschadet  sonstiger  Kündigungs‐  und  Rücktritts‐
rechte  ist  der  Auftraggeber  gem.  §  314  BGB  berech‐
tigt,  den  Vertrag  fristlos  zu  kündigen  oder  von  ihm 
zurückzutreten.  wenn  der  Auftragnehmer  oder  seine 
Mitarbeiter 
a) aus  Anlass  der  Vergabe  nachweislich  eine  Abrede 

getroffen  hat,  die  eine  unzulässige 
Wettbewerbsbeschränkung darstellt. 

b) dem  Auftraggeber  oder  dessen Mitarbeitern  oder 
von  diesem  beauftragte  Dritte,  die  mit  der  Vor‐
bereitung,  dem  Abschluss  oder  der  Durchführung 
des Vertrages betraut sind, oder 



 

 

 

ihnen  nahestehenden  Personen,  Geschenke, 
andere  Zuwendungen  oder  sonstige  Vorteile 
unmittelbar  oder  mittelbar  in  Aussicht  stellt, 
anbietet, verspricht oder gewährt. 

c) gegenüber dem Auftraggeber, dessen Mitarbeitern 
oder  beauftragten  Dritten  strafbare  Handlungen 
begeht oder dazu Beihilfe leistet, die unter §§ 299. 
333, 334 StGB, 17, 18 UWG fallen. 

10.2. Wenn  der  Auftragnehmer  nachweislich  Handlungen 
gem.  Nummer  10.1  a  vorgenommen  hat,  ist  er  dem 
Auftraggeber  zu  einem  pauschalen  Schadenersatz  in 
Höhe von 15  v.H.  der Abrechnungssumme verpflichtet, 
es  sei  denn,  das  ein  Schaden  in  anderer  Höhe 
nachgewiesen  wird.  Dies  gilt  auch,  wenn  der  Vertrag 
gekündigt oder bereits erfüllt ist. 

10.3. Bei nachgewiesenen Handlungen gem. Nummer 10.1. b 
oder  10.1.  c  ist  der  Auftragnehmer  zur  Zahlung  einer 
Vertragsstrafe  in  Höhe  von  15  v.H.  der  Abrech‐
nungssumme verpflichtet. 

10.4. Die Ziffern 10.1.  b und 10.3.  finden keine Anwendung, 
soweit es  sich um sozial adäquates Verhalten  im Sinne 
von  Nummer  IV  des  „Rundschreibens  des  BMI  zum 
Verbot  der  Annahme  von  Belohnungen  oder 
Geschenken  in  der  Bundesverwaltung  vom  08. 
November 2004" 1 handelt. 

10.5. Sonstige  vertragliche  oder  gesetzliche  Ansprüche des 
Auftraggebers bleiben unberührt. 

11. Sonstiges 

11.1. Aus  dem  Vertragsverhältnis  erhaltene  Daten werden 
beim  AG  entsprechend  DSGVO  und  Bundesdaten‐
schutzgesetz behandelt. 

11.2. Die Bestellung  sowie  in Realisierung  befindliche  oder 
ausgeführte  Projekte  des  AG  dürfen  nicht  für 
Werbezwecke genutzt werden. Fotografieren auf dem 
Gelände  des  AG  sowie  jegliche  Veröffentlichung 
bedarf der Einwilligung des AG. 

11.3. Sollten  einzelne  Teile  dieser  Bedingungen  unwirksam 
sein  oder werden,  wird  die Wirksamkeit  der  übrigen 
Bedingungen hierdurch nicht berührt. 

11.4. Gerichtsstand für alle Klagen sowie Leistungsort für die 
Pflichten des AG (insbesondere für dessen Zahlungen) 
ist ausschließlich der Geschäftssitz des AG. 

11.5. Hinsichtlich  aller  Ansprüche  und  Rechte  aus  einer 
Bestellung/einem  Vertrag  gilt  das  nicht  verein‐
heitlichte  Recht  der  Bundesrepublik  Deutschland 
(BGB,  HGB).  Die  Geltung  des  UN‐Kaufrechts  (CISG) 
und  des  deutschen  internationalen  Privatrechts  ist 
ausdrücklich ausgeschlossen. 

11.6. Diese Bedingungen können durch zusätzliche  Bedin‐
gungen ergänzt werden. 

 
http://www.verwaltungsvorschriften‐im‐  
internet.de/bsvwvbund_08112004_DI32101701.htm 


